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Die Politik in der Wachstumsfalle 

Das zentrale Problem der Menschheit heute ist der Substanzverzehr, seine Ur-
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I. Wachstum oder Nachhaltige Entwicklung 

1.1 Eine vergebl i che Hof fnung 

Maßgebende Politiker haben immer wieder, auch im Wahlkampf 2009, bei 
der Regierungsbildung und seither verkündet, nichts anderes als die Rück-
kehr zu höherem Wirtschaftswachstum werde die Arbeitslosigkeit beseitigen 
und die Staatsverschuldung abbauen. Die gleiche vergebliche Hoffnung 
stand vor drei Jahrzehnten hinter der vom UK und den USA ausgehenden 
Deregulierung der Finanzmärkte, die die Stagflation der 1970er Jahre über-
winden sollte. Damals war es Margaret Thatcher (Regierungsantritt 1979), 
die unablässig wiederholte, es gebe keine Alternative zum Wachstum. Sie 
wollte nicht zur Kenntnis nehmen, dass die Grenzen des Wachstums er-
reicht waren.  
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Es wäre keine neue Erkenntnis gewesen. 1960 war „Silent Spring“1 erschie-
nen, 1972 „The Limits to Growth“2 und 1976 „Social Limits to Growth.“3 
1980 hätte ein Wendepunkt werden müssen, denn das Wirtschaftswachstum 
erwies sich immer deutlicher als Belastung für Natur und Gesellschaft, weil 
es auf der ersatzlosen Ausbeutung der Lebens- und Produktionsgrundlagen 
beruhte, auf dem Verzehr der Gemeingüter, und eine Ablösung der Wachs-
tumspolitik damals hätte große Schäden verhindert, wie wir heute wissen.  
Doch erst 1983 haben die Vereinten Nationen die Weltkommission für Um-
welt und Entwicklung errichtet und mit einem Perspektivbericht zu langfri-
stig tragfähiger, umweltschonender Entwicklung beauftragt, und erst 1987 
erschien der Brundtland-Report, der die Ansatzpunkte für eine Politik der 
Nachhaltigen Entwicklung schuf. So konnte sich 1980 noch einmal die 
Wachstumsorientierung durchsetzen; wie sehr ihre Zeit schon abgelaufen 
war, steht erst heute dem ungetrübten Blick vor Augen.  
Die Vorstellung von der Wünschbarkeit exponentiellen Wirtschaftswachs-
tums (mit gleichbleibenden Zuwachsraten) hat sich zusammen mit der öko-
nomischen Wachstumstheorie nach dem 2. Weltkrieg entwickelt; dass sie 
schließlich ein beherrschendes Gefühl der „schlechthinnigen Abhängigkeit“4 
von hohen Wachstumsraten hervorbrachte, kann man auf zwei Fehlentwick-
lungen zurückführen, die damals ihren Anfang nahmen. 1944 wurde in Bret-
ton Woods ein Weltwährungssystem beschlossen, das ein ungleiches Wach-
stum einzelner Länder zu Lasten anderer ermöglichte. Und etwa 19505 be-
gann die auf ersatzlose Ausbeutung der fossilen Energiequellen gegründete 
zweite Phase der Industrialisierung, die die frühindustrialisierten Staaten da-
zu verleitete, ihren eigenen Wohlstand durch rasanten Verzehr der naturge-
gebenen Gemeingüter – Artenvielfalt, Boden, Klima, Luft, Rohstoffe, Was-
ser – zu überhöhen.  
In den reifen Industrieländern selbst wurde die Zunahme der internationalen 
Ungleichverteilung lange nicht erkannt, für sie waren die ersten drei Jahr-
zehnte hohen, wenn auch bald absinkenden Wirtschaftswachstums gekenn-
zeichnet von Wiederaufbau, Beteiligung aller am zunehmenden Wohlstand 
und Hilfszahlungen an Entwicklungsländer, die zwar eher das eigene Wachs-
tum als das jener Länder vorantrieben,6 aber das eigene Gewissen beruhigten.  
In den 1970er Jahren waren die immer größer gewordenen Sozialprodukte 
der Industrieländer dann auf einem so hohen Niveau angekommen, dass sie 
prozentual nur noch geringe Zuwächse erfuhren, wogegen die Löhne sich 
weiter an den bisherigen hohen Steigerungsraten orientierten; so stieg das 
Preisniveau, und die Gewinne erreichten einen historischen Tiefpunkt. Doch 
weder die hohe Politik noch das große Kapital nahmen die Stagflation als 
Signal dafür, dass das Sozialprodukt der reifen Industrieländer nur noch line-
ar (mit sinkenden Zuwachsraten) wächst, weil die Zuwächse in Relation zum 
hohen Sozialprodukt immer weniger ins Gewicht fallen. Und wie erwähnt 
nahmen sie erst recht nicht ernst, dass es nur noch qualitativ wachsen darf, 
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damit die bereits erkennbar geminderten Lebens- und Produktionsgrundla-
gen erhalten bleiben. 
So versuchte es die Politik – nach Thatcher auch Reagan (Regierungsantritt 
1980) – mit der neoliberalen Rezeptur, 7 statt auf einen Kurs der nachhaltigen 
Entwicklung (des „qualitativen Wachstums,“ wie es damals in der Zivilge-
sellschaft viel diskutiert wurde) einzuschwenken. Sie wollte durch Schwä-
chung der Gewerkschaften, Aufhebung von Mobilitäts- bzw. Handelsbarrie-
ren und Stimulierung des Finanzsektors aus der Stagflation herauskommen. 
Die zentrale Idee war, das frühere Wachstum wieder heraufzubeschwören, 
indem man das unternehmerische Handeln, insbesondere im überregionalen 
Warenverkehr und im internationalen Kapitalverkehr, von Hemmnissen be-
freite.  

1.2 Noch e inmal am Scheideweg 

Das Ergebnis waren zweieinhalb Jahrzehnte Scheinwachstum. Der interna-
tionale Warenverkehr nahm beträchtlich zu, damit freilich auch der Ver-
brauch fossiler Energiequellen und die Belastung der Atmosphäre mit klima-
schädlichen Gasen. Die Profitrate ist gestiegen, vor allem im Finanzsektor, 
dessen Anteil am Sozialprodukt z.B. im UK und in den USA von vorher et-
wa 5 % auf 25 bis 30 % anwuchs. Die Produktivität stieg, die Reallöhne blie-
ben gleich oder sanken, der resultierende Nachfrageausfall wurde durch er-
höhte Gesamtverschuldung der öffentlichen und privaten Haushalte, der 
Banken und Unternehmen ausgeglichen. Nach dem Platzen der Finanzblase 
sind Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung höher als zuvor. Die Schere 
zwischen den obersten und den untersten Einkommen hat sich weit geöff-
net. Zugenommen haben nur die hohen und höchsten Einkommen, der 
Massenwohlstand ist zurückgegangen. So wurde nun auch innerhalb der In-
dustrieländer die Verteilungsungleichheit verstärkt.  
Es ist die Fixierung auf Wirtschaftswachstum ohne Rücksicht auf Kollateral-
schäden, die in die Krise geführt hat und auch in die nächste führen wird, 
wenn sie das Denken weiter beherrscht. Die Wirtschaftspolitik sieht sich auf 
Gedeih und Verderb an exponentielles Wachstum des Sozialprodukts und 
Volkseinkommens gebunden. Auch wenn sie das Ziel der Nachhaltigen 
Entwicklung im Prinzip bejaht, sieht sie doch das Wachstumsziel dadurch 
nicht relativiert. Die Wachstumsfixierung tut sich schwer damit, zwischen 
nachhaltigeren Produktionen und Strukturen einerseits, die wachsen sollen, 
und weniger nachhaltigen andererseits, die schrumpfen müssen, zu differen-
zieren; im Prinzip begrüßt sie alles, was produziert und abgesetzt wird und 
Einkommen schafft.  
Die Erkenntnis, dass bei nachhaltiger Entwicklung alle Produktionsverfah-
ren und Produkte zurückgeführt werden müssen, die die Gemeingüter dezi-
mieren, bleibt immer dann ein frommer Wunsch, wenn Bestehendes in Fra-
ge gestellt werden müsste: Produktionsanlagen, Umsätze, Gewinne, Machtre-
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lationen. Dann wird ihr die normative Kraft des Faktischen entgegengehal-
ten, von der „billigen“ Stromversorgung aus Atom- und Kohlekraftwerken 
bis zum Recht der Konsumenten, sich für Autos mit hoher CO2-Emission 
zu entscheiden. Man will nicht sehen, dass die Marktfreiheit dort enden 
muss, wo sie zur Ausbeutung der Gemeingüter missbraucht wird, denn dann 
müsste man zugeben, dass das heutige Wirtschaftswachstum auf dieser Aus-
beutung beruht.   
Es fällt der Politik schwer, das zuzugeben, weil sie sich in eine Denkweise 
hineinmanövriert hat, die im Wachstum die einzige Lösung der wirtschaftli-
chen Probleme sieht: der bleibenden Arbeitslosigkeit, der zunehmenden Un-
gleichverteilung, der überbordenden Sozialausgaben, der abenteuerlichen 
Staatsverschuldung, der fortgesetzten Naturzerstörung, des immer bedrohli-
cheren Klimawandels. Damit ist sie in der Falle, denn das Wachstum hat die 
genannten Probleme geschaffen, also kann sie sie nicht lösen; der Weg aus 
der Falle aber ist versperrt, solange man blind für diesen Zusammenhang ist.   
So steht die Politik heute erneut am Scheideweg: In der Wachstumsfixierung 
steckenzubleiben oder der Erkenntnis zu vertrauen, dass das Gegenteil der 
Wachstumspolitik, die Politik der nachhaltigen Entwicklung, aus der Wachs-
tumsfalle herausführt.  

1.3 Wachstum durch Substanzverzehr 

Es ist ja nicht Wachstum an sich, was ins Verderben führt, sondern das heu-
tige Wirtschaftswachstum, das durch Übernutzung der Gemeingüter erzielt 
wird. Die meisten mittel- und nordeuropäischen Städte sind im Mittelalter 
entstanden; ihr Wachstum war natur- und sozialverträglich, solange die Ge-
meingüter durch Regeneration bzw. Absorption den Verbrauch selbst aus-
gleichen konnten oder der Verzehr so gering war, dass er nicht ins Gewicht 
fiel.  
Erst in der Neuzeit steigerte sich dieses Wachstum durch Übernachfrage 
nach Holz als Baustoff und Energiequelle zu einer Übernutzung der Wälder. 
Diese Übernutzung eines Gemeinguts hatte es im antiken Mittelmeerraum 
schon einmal gegeben;8 sie war durch den Niedergang des römischen Rei-
ches abgebrochen worden. In der Neuzeit setzte sie erneut ein, wurde dies-
mal aber durch den Verzehr der fossilen Energiequellen abgelöst, zunächst 
der Kohle, dann des Erdöls. Das hohe und flexible Energiepotential des Öls 
hat die Industrieländer dann dazu verleitet, mit dem fossilen Brennstoff 
selbst auch die übrigen Gemeingüter auf breiter Front aufzuzehren, also 
durch Substanzverzehr zu wachsen:  
– Die naturgegebenen Lebens- und Produktionsgrundlagen – wie Biodiver-

sität, Rohstoffe, Klima – werden verzehrt, ohne sie wiederherzustellen 
oder neuentwickelte an ihre Stelle zu setzen. Wenn z.B. jeder, der Strom 
aus fossilen Energiequellen produziert, seit 1980 einen Teil des Gewinns 
für die Erschließung von Solarenergie eingesetzt oder abgeführt hätte, gä-
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be es heute vermutlich kein Klimaproblem. Das geschah nicht, weil die 
Verwendung der fossilen Energien dann nicht mehr so billig gewesen wä-
re, und weil in einer Kultur des Individualismus die Verantwortlichkeit 
des Einzelnen für die Gemeingüter als eine widersprechende Norm – ein 
„double bind“ – empfunden und nach Möglichkeit mißachtet wurde. 

– So verweigerte man den Gemeingütern die Schonung bzw. die Ersatzin-
vestition, die man privaten Besitz- und Produktionsgütern fraglos zuge-
stand und im öffentlichen Haushalt bedingt akzeptierte;9 das hat sich bis 
heute nicht prinzipiell geändert. Im Betriebsergebnis des einzelnen Unter-
nehmens wirkt sich diese Verweigerung als Produktionssteigerung bzw. 
als Einsparung von Kosten aus, die dem Unternehmen niedrigere Preise 
und höheren Absatz und Gewinn bescheren. Doch weil die Gemeingüter 
inzwischen die Grenze überschritten haben, bis zu der sie sich selbst re-
generieren konnten oder die Entnahme nicht ins Gewicht fiel, werden sie 
durch die Verweigerung dezimiert. Die vermehrten Umsätze bzw. einge-
sparten Kosten belasten die Gemeingüter, sie werden auf sie abgewälzt 
oder externalisiert; da die Gemeingüter die Überlastung aber nicht selbst 
tragen können, kommt die Abwälzung einer Verminderung ihres Bestan-
des, einer Verringerung ihres Potentials, kurz: einem Substanzverzehr 
gleich. So ist unser Wohlstand um den Gegenwert des Substanzverzehrs 
überhöht.  

– Die Externalisierung ist möglich, weil man Gemeingüter ungestraft über-
lasten oder übernutzen darf, und sie ist zwingend, weil das Fehlen von 
Sanktionen gegen Externalisierung bewirkt, dass der Wettbewerb einen 
Druck zur Externalisierung ausübt, dem sich angesichts der Verlockung 
des überhöhten materiellen Wohlstands nur wenige Produzenten und 
Konsumenten entziehen können.  

– Die Überhöhung des Wohlstands mag kurzfristig als Vorteil empfunden 
werden, auf längere Sicht bringt sie nur Schaden – der Natur, der Gesell-
schaft, auch den einzelnen Menschen. Durch psychologische Forschung 
auf allen Kontinenten ist nachgewiesen, dass es Menschen krank macht, 
wenn die Konsumleitbilder auf hohem Niveau des Wohlstands einseitig 
auf Waren und Dienste fixiert bleiben, weil dadurch die menschlichen Be-
ziehungen verarmen. Menschen mit einer Überbewertung der marktgängigen 
Güter gegenüber den marktfreien Eigentätigkeiten und Beziehungen ha-
ben ein weniger sicheres Selbstwertgefühl und sind weniger vital, ihr psy-
chisches Wohlbefinden ist geringer, sie sind weniger zufrieden mit ihrem 
Leben, ihrer Familie, ihren Freunden, ihrem Einkommen. Zugleich haben 
sie mehr depressive und Angstgefühle, zeigen häufiger gestörtes Sozialver-
halten, destruktive Einstellungen, körperliche Stress-Symptome und 
Suchterscheinungen.10  

Ein halbes Jahrhundert lang haben die Industrieländer ihren eigenen Wohl-
stand zu Lasten der globalen Ressourcen gemehrt, die sie mit der gesamten – 
gegenwärtigen und künftigen – Menschheit hätten teilen müssen. Sie haben 
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Erosion des fruchtbaren Bodens, Ausbreitung der Wüsten, Überfüllung der 
begehrten Lebensräume, Verminderung der Artenvielfalt, Dezimierung des 
Fischreichtums der Flüsse und Meere, Gefährdung des Klimasystems in 
Kauf genommen, um die Kosten zu vermeiden, die sie hätten aufwenden 
müssen, um die Lebens- und Produktionsgrundlagen der Menschheit zu er-
halten.  
Heute stoßen sie an die Grenzen nicht nur der naturgegebenen Gemeingüter 
(der Gemeingüter des Naturkapitals), sondern auch sozial gegebener wie der 
Gesundheit, der Partizipation und Integration, der Verteilungsgerechtigkeit, 
der Intaktheit menschlicher Beziehungen, kurz: der Gemeingüter des Sozial-
kapitals. Auch diese sind so stark belastet, dass die Grundlage für eine pro-
duktive Zusammenarbeit in und zwischen den Nationen gefährdet erscheint. 
Die Menschheit lebt mittlerweile auf so engem Raum, dass nur noch ein 
Geist der Empathie und des Respekts den weiteren Substanzverzehr verhin-
dern könnte. Der Klimagipfel in Kopenhagen hat aber überdeutlich gezeigt: 
Noch verteidigen alle ihre eigenen Wachstumsziele. Auf diesem Weg ist die 
Menschheit dabei, ihre Zukunftsfähigkeit zu verspielen.  

1.4 Substanzerhal tung durch Erwachsenwerden 

Selbst durch Substanzverzehr ist ein exponentielles Wachstum des Sozial-
produkts heute nicht mehr zu erzielen. In den Industrieländern ist das 
Wachstum bereits linear,11 die jährlichen Wachstumsraten nähern sich asym-
ptotisch der Null-Linie, wenn auch auf hohem Niveau, so dass auch ein Zu-
wachs von 1 % immer noch ein sehr großes Volumen hat. In den Entwick-
lungsländern sind wegen des Nachholbedarfs Wachstumsraten von 8 % 
noch möglich, wie wir sie in der europäischen Rekonstruktionsperiode nach 
1950 beobachtet haben, doch werden sie ähnlich schnell sinken: In Deutsch-
land war der Trend der jährlichen Wachstumsraten schon in den 1970er Jah-
ren bei rd. 3 % angekommen, heute liegt er bei rd. 1 %. So kann eine Fort-
setzung des Substanzverzehrs heute keinem Industrieland mehr ein expo-
nentielles Wachstum des Sozialprodukts sichern. Das Ergebnis wird lediglich 
sein, dass es seine Zukunftsfähigkeit verschlechtert.  
Zukunftsfähig ist nur eine Politik, die an die Stelle des Wachstumsziels das 
Ziel der Nachhaltigen Entwicklung setzt. Das Nachhaltigkeitsprinzip fordert 
Substanzerhaltung. Es verlangt, dass mit der Aufzehrung der Gemeingüter 
Schluss gemacht wird – zwar schrittweise, aber entschieden. Die Klimapoli-
tik in Deutschland beispielsweise muss bis 2050 die Emission von CO2 und 
seinen Äquivalenten von mehr als 10 auf weniger als 2 Tonnen pro Person 
und Jahr reduzieren. Diese Reduktion darf nicht davon abhängig gemacht 
werden, dass sie das Sozialprodukt erhöht. Sicher muss alle Produktion 
wachsen, die die Senkung der Emissionen und die Erschließung der erneu-
erbaren Energien vorantreibt, aber ebenso sicher müssen alle Produktions-
zweige zurückgehen, die dem Klimaziel im Weg stehen.  
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Selbst Produktionen, bei denen keine Kosten mehr externalisiert werden, 
dürfen sich nicht soweit ausdehnen, dass die pro Produkt erzielte Einspa-
rung von Emissionen durch vermehrte Nachfrage nach dem Produkt über-
kompensiert wird. Das gilt wie für die Emission von Schadstoffen auch für 
die Extraktion knapper Rohstoffe. Jeder Überschwang der Nachfrage, der 
die Verminderung der Emissionen und Extraktionen wieder zunichte macht 
– jeder Rebound-Effekt – muss durch Strategien abgebremst werden, wie sie 
seit jeher angewendet werden, wenn man Gemeingüter vor Übernutzung 
schützen will.  
Gegen Übernutzung schützen zwei Strategien. Die eine besteht in der Be-
schränkung des Zugriffs auf ertragversprechende Gemeingüter, der Rationie-
rung. Diese erfolgt z.B. durch Ausweisung von Naturschutzgebieten; durch 
die Vereinbarung oder Vorschrift, eine von mehreren gemeinsam genutzte 
Weide oder Quelle nur in begrenztem Umfang zu nutzen; durch Begrenzung 
oder Verbot der Verwendung schädlicher Produkte oder Inhaltsstoffe. Ein 
weiteres Beispiel ist die Begrenzung der gesamtwirtschaftlichen Geldmenge. 
Die Geldschöpfungsmacht der Banken muss entweder durch hohe Kapital-
unterlegungsquoten für Kredite gesteuert werden, die progressiv zur Unter-
nehmensgröße und Konjunkturlage variieren, oder sie muss ganz beseitigt 
werden, so dass die Zentralbank die Geldmenge direkt steuert.12 
Die andere Strategie besteht in der Verpflichtung zur Reinvestition in die Ge-
meingüter, die bei der Produktion oder auch beim Konsum verbraucht wer-
den. Bei den naturgegebenen Gemeingütern geschieht das durch 
• Produktionsauflagen wie die Verpflichtung, nach der Extraktion von 

Braunkohle im Tagebau die zerstörte Landschaft wieder in einen Natur-
zustand zu bringen; oder Metalle mit anderen Stoffen nur so zu verbin-
den, dass sie später von diesen wieder getrennt und separat wiederver-
wendet werden können;  

• Preiserhöhungen wie durch eine Ökosteuer auf fossile Kraftstoffe, deren 
Erträge zur Entwicklung von solar generierten Antrieben verwendet wer-
den;  

• Versteigerung begrenzter Emissionsrechte wie in der Klimapolitik, wenn 
die Menge der zur Emission freigegebenen CO2-Äquivalente in einer fest-
gelegten Abfolge Jahr für Jahr sinkt, bis die vom Klimasystem schadlos 
absorbierbare Gesamtmenge erreicht ist;  

• Vorschriften zur Wiedergewinnung knapper Rohstoffe, die für die ver-
schiedenen Stoffströme spezifische Recyclingquoten festlegen.  

So ist die Wachstumskurve des Sozialprodukts bei nachhaltiger Entwicklung 
S-förmig (logistisch), nach den Anfangs-Phasen eines zunächst flachen und 
dann steileren Wachstums flacht sie auf hohem Niveau wieder ab. Sie folgt 
dann nicht der Zinseszinslogik wie die Exponentialkurve, sondern den Ge-
setzen der Natur, denen auch unser eigenes Wachstum unterworfen ist. 
Nicht nur körperlich, auch geistig und seelisch werden wir erwachsen (nämlich 
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verantwortlich), wenn wir ausgewachsen sind; der Versuch, das körperliche 
Wachstum durch einseitige Anhäufung und Anbetung materieller Werte 
fortzusetzen, bekommt uns nicht, weder als Gesamtheit noch als Individuen. 
Der eigentliche Wohlstand, heißt es bei Meinhard Miegel, „beginnt erst da, 
wo das Wachstum endet. Eigentlicher, menschenspezifischer Wohlstand – 
das ist Freude an der Natur, der Kunst, dem Schönen, dem Lernen; das sind 
menschengemäße Häuser und Städte mit Straßen und Plätzen, die die Be-
wohner gerne aufsuchen; das ist sinnenfroher Genuss, das ist die Fähigkeit 
des Menschen, mit sich selbst etwas anfangen zu können..., das ist nicht zu-
letzt Revitalisierung der spirituell-kulturellen Dimension des Menschen, die 
durch das Streben nach immer größeren Gütermengen weithin verkümmert 
ist.“13 
So gehört es zum Erwachsenwerden einer Gesellschaft, dass sie Verantwor-
tung auch für die sozial gegebenen Gemeingüter lehrt und die Nutzung aller 
Gemeingüter, der sozialen wie der natürlichen, so regelt, dass sie nicht zum 
Substanzverzehr wird. Werden die Gemeingüter geschont oder durch Er-
satzinvestition erhalten und weiterentwickelt, so bewirkt das eine andere Zu-
sammensetzung des Sozialprodukts und eine andere Auffassung von Wohl-
stand oder, anders gewendet, von Wohlfahrt. Zur Wohlfahrt zählt dann auch 
die Qualität der Gemeingüter. So kann sich das Bewusstsein bilden, dass die 
höheren Preise für private und die höheren Steuern für öffentliche Güter 
durch den Substanzerhalt aufgewogen werden, den sie finanzieren, und dass 
der geringeren Menge an privaten Gütern eine höhere Qualität an Gemein-
gütern gegenübersteht, die das Ganze des Lebens erleichtern und verschö-
nern.  

1.5 Nachhalt ige  Entwicklung,  ni cht  Nachhalt iges  Wachstum! 

Wachsen werden dann die nachhaltiger produzierenden Unternehmen oder 
Unternehmensteile, während die übrigen schrumpfen. Damit das bejaht wer-
den kann, muss die Wachstumsfixierung durch ein Wirtschaftsdenken 
abgelöst werden, das zum gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzial ne-
ben dem Wirtschaftskapital auch die Gemeingüter des Natur- und Sozialka-
pitals zählt. Die Investitionen in das Produktionspotenzial haben dann die 
Aufgabe, die Gemeingüter zur Förderung und Erhaltung der allgemeinen 
Wohlfahrt zu nutzen, sie dabei aber quantitativ zu erhalten und qualitativ zu 
verbessern, kurz: Wohlstand ohne Substanzverzehr hervorzubringen.  
• Auf diese Weise können die reifen Industrieländer den Raum dafür schaf-

fen, dass die Global Commons geschont werden und die nachholenden 
Länder trotzdem noch wachsen können. Nur so können sie den Ent-
wicklungs- und Schwellenändern durch ihr eigenes Beispiel vor Augen 
führen, dass deren Nachholbedarf zusehends weniger in ein „Wachstum 
durch Substanzverzehr“ münden darf, und dass sie dieses Stadium so 
schnell wie möglich überspringen müssen, um zu nachhaltiger Entwick-
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lung zu kommen. Wieweit diese gediehen ist, wird dann eher an qualitati-
ven Indikatoren der Lebens- und Umweltqualität abzulesen sein als am 
Sozialprodukt.  

Solange Politik und Wirtschaft aber das eigene Wirtschaftswachstum zwang-
haft als Ziel betrachten, vereiteln sie die nachhaltige Entwicklung. Denn die-
ses Ziel versperrt den Nachhaltigkeitspfad, der dahin führt, die Externalisie-
rung privater Kosten zu unterbinden, die das Gemeineigentum aufzehrt. 
Diesen Pfad beschreiten heißt die Vorräte an naturgegebenen Ressourcen 
durch Kreislaufführung bzw. Substitution erhalten oder ersetzen, die Arten-
vielfalt bewahren, die menschliche Gesundheit und die gesellschaftliche In-
tegration verbessern statt wie heute gefährden, das Klimasystem im Gleich-
gewicht halten – kurz: durch qualitative Entwicklung die Produktion und den 
Konsum mit der Erhaltung der Gemeingüter in Einklang bringen.  
In diesem Sinn ist Nachhaltigkeit der Gegenpol zum Wachstum.Bei nachhalti-
ger Entwicklung darf Wirtschaftswachstum kein Ziel sein, sondern eine Nebenfolge, 
die nur begrüßt wird, wenn sie auf Substanzerhaltung und nicht auf Sub-
stanzverzehr beruht. Niemand kann heute schon sagen, in welchem Maß der 
künftige Weltenergieverbrauch durch die knapper werdenden Rohstoffe be-
grenzt wird, die für die Erschließung der Sonnenenergie notwendig sein 
werden; weil es diese Grenzen aber mit Sicherheit gibt,14 dürfen wir nicht 
länger so tun, als könnten wir eines Tages über unerschöpfliche Solarenergi-
en verfügen.  
Doch einstweilen ist die Anziehungskraft des quantitativen Wachstums so 
stark, dass die Politik der nachhaltigen Entwicklung nur soweit vorankommt, 
wie sie sich dem Wachstumsziel unterordnet. Allzu sehr ist man daran ge-
wöhnt und findet nichts dabei, dass die Ausbeutung der Gemeingüter die 
Preise verbilligt und die Gewinne erhöht und dadurch den Konsumenten 
ebenso wie den Unternehmen in den Industrieländern einen durch den Ge-
genwert des Substanzverzehrs überhöhten Wohlstand einbringt. Dass diese 
Bereicherung künftig nicht mehr möglich sein soll, will den bisherigen Nutz-
nießern nicht in den Kopf. Weder wollen sie sich Verzicht antun, noch kön-
nen sie sich überhaupt vorstellen, dass Wirtschaft und Staat ohne die Art 
Wachstum zurechtkämen, an die sie so lange Zeit gewöhnt sind.   
Im Gegenteil herrscht die Furcht vor, die Abkehr vom Wachstumsziel könn-
te die entwickelten Volkswirtschaften zusammenbrechen lassen. In den Me-
dien, in der Politik, in der Wirtschaft wird geglaubt und verkündet,  
– nur durch Wachstum könnte die nachhaltige Entwicklung finanziert werden,  
– nur durch Wirtschaftswachstum sei Vollbeschäftigung erreichbar,  
– nur durch Wachstum würden schärfere Verteilungskämpfe vermieden,  
– nur durch Wachstum bleibe der Sozialstaat finanzierbar und könnten die 

hohen Staatsschulden getilgt werden.  
Keines dieser Argumente ist zwingend. Wie im folgenden Kapitel dargelegt 
wird, trifft es weder zu, dass der jeweilige Effekt (etwa die Vollbeschäfti-
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gung) durch Wachstum erreichbar sei, noch dass es keinen anderen Weg gä-
be, ihn zu erreichen.  

II. Keine Alternative zum Wachstum?  

2.1 Ohne Wachstum keine Nachhalt ige  Entwicklung? 

Das Gegenteil ist richtig: Mit Wachstum keine nachhaltige Entwicklung. 
Nachhaltigkeit bedeutet Erhaltung der Lebens- und Produktionsgrundlagen, 
altmodisch ausgedrückt der „Substanz.“ Das bisherige Wirtschaftswachstum 
aber verzehrt die Substanz. Wir verzehren die naturgegebenen Gemeingüter 
z.B. durch Überfischung der Weltmeere, Absenkung des Grundwassers, Ver-
ringerung der Artenvielfalt, Erwärmung des Klimas. Wir verzehren die sozial 
gegebenen Gemeingüter z.B., wenn zunehmende Ungleichheit der Chancen 
auf Bildung, Erwerb, Gesundheit, Einkommen und Vermögen den koopera-
tiven Zusammenhalt der Gesellschaft gefährdet. Das quantitative Wachstum 
der Industrieländer beruht auf fortgesetztem Raubbau an den Gemeingütern 
zu Lasten der Entwicklungsländer und der künftigen Generationen; es er-
möglicht nachhaltige Entwicklung nicht, sondern verhindert sie.  
Es gibt durchaus einen Weg, die für nachhaltige Entwicklung nötigen Inve-
stitionen ohne dieses Wachstum aufzubringen. Nachhaltigkeit bedeutet ja 
nicht Stagnation im Sinn allgemeiner Lähmung der Wirtschaftstätigkeit, wie 
in den 1970ern. Man kann es nicht oft genug sagen: Die nachhaltigeren Pro-
duktionen müssen wachsen, wenn es nachhaltige Entwicklung geben soll. Im 
Unterschied zum derzeitigen Wachstum aber müssen die weniger nachhalti-
gen schrumpfen – solange auch sie wachsen, wird die nachhaltige Entwick-
lung durchkreuzt. Deshalb muss eine konsequente Nachhaltigkeitspolitik 
durch Verhinderung von Externalisierung und Reboundeffekten beides vo-
ranbringen, das Wachsen der substanzerhaltenden und das Schrumpfen der sub-
stanzverzehrenden Produktion.  
Sicher sind es ungeheure Mittel, die im Lauf der Zeit investiert werden müs-
sen. Das wird nicht anders sein als bisher. Der durch Wettbewerb und 
Technischen Fortschritt beflügelte Prozess der Schöpferischen Zerstörung 
wird auch in der Zukunft hohe Investitionen erfordern. Der Unterschied 
liegt woanders. Bisher haben die neuen Investitionen technische Verbesse-
rungen bewirkt, die „wirtschaftlicher“ waren als die vorangehende Produkti-
on, jedoch unverändert – und zum Teil sogar verstärkt – auf der Externali-
sierung von Kosten auf Umwelt und Gesellschaft beruhten.  
Bei nachhaltiger Entwicklung dagegen ist das Innovative an den neuen Ver-
fahren und Produkten, dass sie die bisher externalisierten Kosten internali-
sieren und damit eine laufende Produktion ablösen, die nach dem bisherigen 
Wirtschaftlichkeitsbegriff keineswegs überholt ist und in dieser Hinsicht un-
verändert weitergehen – oder sogar, wie heute die Kohlekraftwerke, noch 
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erweitert werden könnte. Sie muss trotzdem abgelöst werden, weil sie die 
Substanz der Gemeingüter verzehrt und dadurch unter anderem auch die 
künftige Produktion gefährdet.  
Vielleicht wird es später einmal in der Rückschau so aussehen, als habe sich 
die Ablösung mit historischer Gesetzmäßigkeit durchgesetzt, weil sie der 
Vernunft entsprach und den Fortbestand der Menschheit sicherte. Doch ist 
es in der Geschichte schon häufiger vorgekommen, dass menschliche Ge-
sellschaften untergingen, weil sie ihre eigenen Lebens- und Produktions-
grundlagen zerstörten und damit selbst dann nicht aufhörten, als das Ende 
schon absehbar war.15 Auch wir sind gegen den Kollaps nicht gefeit. Einst-
weilen müssen wir mit zwei widerstreitenden Tendenzen leben: Es wird par-
tielle Fortschritte im Sinn der nachhaltigen Entwicklung geben, zugleich aber 
wird das Streben nach Wirtschaftswachstum das Denken weiterhin so stark 
beherrschen, dass es die Nachhaltige Entwicklung immer wieder in Frage 
stellt.  
Es wird für die meisten Menschen nicht leicht sein, zu begreifen, dass das 
bisherige Wachstum unwirtschaftlich ist, weil es die Gemeingüter zerstört; zu 
akzeptieren, dass wir in diese re-investieren, obwohl dadurch die Produkte 
teurer werden und die Nachfrage zurückgeht; hinzunehmen, dass externali-
sierende Produktionen wie Atomkraft, Kohlebergbau, konventionelle Land-
wirtschaft nicht mehr subventioniert und externalisierende Konsumweisen 
wie das Autofahren und das Fleischessen mit Emissionsbeschränkungen be-
legt werden.   
So kann heute niemand wissen, ob das Ziel Nachhaltige Entwicklung sich 
gegen die Wachstumsfixiertheit durchsetzen wird. Man kann nur begreiflich 
machen, dass eine Entwicklung ohne externalisierendes Wachstum möglich ist, 
wenn wir nur wollen – wenn wir bereit sind, das Gemeineigentum so sorg-
lich zu bewirtschaften wie das Privateigentum. Und man kann zeigen, wel-
ches Umdenken dazu nötig ist: Die Erhaltung der Gemeingüter muss in das 
Wirtschaftlichkeitskalkül einbezogen werden. Wirtschaftlich ist eine Produk-
tion dann, wenn sie kostendeckend und nachhaltig ist, genauer: 
• wenn der Ertrag die vollständigen Kosten deckt, zu denen auch die Er-

satzinvestitionen in die genutzten Gemeingüter – die wertschaffenden 
Kosten – gehören,  

• und wenn beim Produktionsumfang die Rationierung eingehalten wird, 
die die zur Schonung der Gemeingüter als erforderlich gilt.  

Rationierung bedeutet Einschränkung der Produktionsmengen, Akzeptieren 
wertschaffender Kosten bedeutet Aufwendungen, die eine angemessene Er-
haltung und wenn möglich Kultivierung des jeweiligen Gemeinguts bewir-
ken. Erhaltung fügt dem Sozialprodukt nichts hinzu, soweit sie den vorheri-
gen Zustand wieder herstellt, aber zugleich wird dieser oftmals qualitativ 
zum Besseren verändert. Werden die Gemeingüter systematisch erhalten und 
verbessert, so ist das gleichbedeutend mit einer Umkehr von der Externali-
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sierung von Kosten hin zur Externalisierung von Nutzen, vom Substanzver-
zehr hin zur Kultivierung. Höheren Preisen steht dann eine qualitative Wert-
steigerung gegenüber, so dass sie nicht inflationär wirken müssen.  
So lässt sich die Wirkung der wertschaffenden Kosten an qualitativen Indika-
toren der Lebens- und Umweltqualität  ablesen: Indikatoren der Reinheit 
von Luft und Wasser, der Gesundheit, der Bildungschancen, der Beschäfti-
gung usw. Da das Qualitäten sind, die von den Menschen für wichtig gehal-
ten werden, unterstützt die Veranschaulichung durch Indikatoren die Moti-
vation, zur Nachhaltigkeit beizutragen, und fördert das Verständnis dafür, 
dass die Nutzung der Gemeingüter rationiert werden muss, und dass sie 
mehr kostet.  
Das geht nicht ohne strukturelle Reformen. Auch von den Unternehmen 
und Investoren wird Rationierung akzeptiert und werden substanzerhaltende 
Investitionen finanziert, wenn keiner sich durch Externalisierung einen un-
lauteren Wettbewerbsvorteil verschaffen kann (3.2); wenn die erhöhten Aus-
gaben durch die erhöhten Güterpreise ausgeglichen werden und eine gerech-
tigkeitsorientierte Verteilungspolitik dafür sorgt, dass diese bezahlbar sind 
(3.3-4); wenn den erhöhten Ausgaben und den verminderten Gütermengen 
qualitative Verbesserungen an den Gemeingütern gegenüber stehen, die auch 
wahrgenommen werden (3.5); und wenn die Pflicht, in die Gemeingüter zu 
investieren, zur Sozialpflichtigkeit des Eigentums gehört (3.1).  

2.2 Ohne Wachstum keine Vol lbeschäf t igung?  

Auch hier ist das Gegenteil richtig: Seit Jahrzehnten wird in den hochent-
wickelten Industrieländern durch Wachstum keine Vollbeschäftigung mehr 
erreicht. Die Nachfrage nach Sachgütern und Diensten steigt langsamer als 
die Produktivität, mit der sie hergestellt werden. Die Gesamtnachfrage, so 
wird geschätzt, müsste im Trend um wenigstens 1,5 bis 2 % im Jahr zuneh-
men, um die mit gleichbleibender Anzahl an Arbeitsplätzen zusätzlich pro-
duzierbare Gütermenge zu absorbieren. Nimmt sie weniger zu, so müssen 
weitere Arbeitskräfte entlassen werden. Wenn alle bereits Arbeitslosen wie-
der vollzeitbeschäftigt werden sollen, muss sie noch stärker zunehmen. 
Doch das ist nicht mehr erreichbar. Auf dem hohen Wohlstandsniveau der 
reifen Industrieländer zeigt die Nachfrage unweigerlich eine Tendenz zu ge-
ringeren Zuwachsraten, zum einen weil es immer mehr gesättigte Bereiche 
gibt, und zum anderen weil die Nachfrage durch die Preissteigerungen ge-
dämpft wird, die die Verknappung der zentralen Rohstoffe mit sich bringt. 
Unter diesen Umständen ist Wachstum kein geeignetes Mittel mehr, die frü-
here Vollbeschäftigung zurückzubringen.  
Dagegen ist eine Beschäftigung aller Erwerbswilligen ohne Wachstum durch-
aus zu erreichen, wenn man sich auf die große Hoffnung besinnt, die am 
Anfang der Industrialisierung stand,16 dass die Güter, die wir brauchen, mit 
weniger Erwerbsarbeit hergestellt werden und uns dadurch mehr Zeit zu den 
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immateriellen Befriedigungen bleibt, den marktfreien Gütern nämlich, die 
für ein gutes Leben unerlässlich sind:  
• Es sind Befriedigungen durch selbstbestimmte Entfaltung, gesunde Le-

bensführung, menschliche Zuwendung, soziale Eingebundenheit, gemein-
schaftsbezogenes Handeln. Derzeit werden sie von der Expansion der 
Marktgüter an den Rand gedrängt, weil der Stress der Berufsarbeit und die 
Absorption der berufsfreien Zeit durch die an Marktgüter gebundenen 
Beschäftigungen, allen voran das Fernsehen und das Kaufen, immer we-
niger Raum für sie lassen. Bei nachhaltiger Entwicklung jedoch geht die 
Überfülle an Marktgütern zurück, weil Externalisierung verhindert wird; 
so bleibt für die marktfreien Bedürfnisse mehr Zeit.  

• Das ist auch deshalb erforderlich, weil die Bedürfnisse der Öffentlichkeit, 
der Staaten, Regionen, Kommunen und sozialen Gruppen nach gemein-
nützigem Einsatz für Gemeingüter dringender werden. Diese werden 
schon heute vielfach nicht erfüllt, weil dafür nicht genug Geld da ist; und 
dort, wo sie freiwillig und ehrenamtlich erfüllt werden, finden sie oft keine 
angemessene Beachtung, weil die Fokussierung auf Marktgüter das Ver-
ständnis für informelle, unbezahlte Arbeit verdrängt. 

Zur Erhaltung und Kultivierung der Gemeingüter sind sowohl die person- 
und familienbezogenen als auch die gemeinschaftsorientierten Tätigkeiten 
unentbehrlich.17 Was die ersteren betrifft, so braucht man sich nur vor Augen 
zu führen, wie sehr die ausufernden Sozialausgaben verringert werden könn-
ten, wenn allein das Gesundheitssystem die Menschen von der Fixierung auf 
nachträgliches, passives Kuriertwerden mit Apparaten und Medikamenten 
weg zu mehr Prävention durch eigene Bewegung und gesunde Ernährung 
hinlenkte.18 Und was die gemeinschaftsorientierte Freiwilligenarbeit angeht, 
so sind schon heute die zivilgesellschaftlichen Tätigkeiten in vielen Bereichen 
vom Naturschutz über soziale Integration und demokratische Partizipation 
bis hin zur Unterstützung Pflegebedürftiger und Notleidender unverzichtbar. 
Es gibt weit mehr Bedarf nach ihnen als sie bereits abdecken. Vor allem die 
sozialen Versorgungssysteme stehen bei der heutigen Fixierung auf Marktgü-
ter und Dienste kurz vor dem Offenbarungseid.  
So hätte die Verkürzung der Lebensarbeitszeit einen mehrfachen Wohl-
fahrtseffekt, weil sie nicht nur Vollbeschäftigung herstellen, sondern zugleich 
weitere Gemeingüter schützen würde. Die Erwerbsarbeit könnte flexibel je 
nach den Bedürfnissen der Arbeitenden verkürzt werden, mit Job Sharing, 
Elternzeit, Altersteilzeit, Sabbatjahren usw., so dass wir auf einen insgesamt 
verringerten Arbeitsumfang kämen, der z.B. bei der gegenwärtigen Alters-
struktur in Deutschland einem Durchschnitt von vielleicht 30 Wochenstun-
den entspräche.19  
Was wäre der Preis dafür? Die Unternehmen müssten erhöhte Aufwendun-
gen für das Zeitmanagement als wertschaffende und deshalb zu bejahende 
Kosten betrachten, die zur Erhaltung und Kultivierung eines elementaren 
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sozialen Gemeinguts beitragen, nämlich der Partizipation aller am Gesamt 
der gesellschaftlichen Wertschöpfung in Beruf, Familie, Nachbarschaft und 
Bürgerschaft. Und der Staat müsste die Einkommensverteilung so steuern, 
dass die Abschöpfung des Volkseinkommens durch die hohen Einkommen 
sich in einem Rahmen hält, der Geringverdienern auch bei der geringeren 
Arbeitszeit genug für eine auskömmliche Lebenshaltung übrig lässt. Doch 
solange man an die Abhängigkeit vom Wachstum glaubt, wird man sich die-
sen beiden Anforderungen gar nicht erst stellen.  

2.3 Ohne Wachstum größere  Verte i lungsunterschiede? 

Dieses Argument ist auf eine Erfahrung gegründet, die inzwischen mehrere 
Jahrzehnte zurückliegt und sich seither nicht wiederholt hat: Die Erfahrung, 
dass das hohe Wachstum der Rekonstruktionsperiode den Massenwohlstand 
gefördert hat. In den drei Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg haben Wieder-
aufbau und Nachholbedarf die unteren und mittleren Einkommen gesteigert, 
und die Kapitaleinkünfte sind im Vergleich dazu zurückgeblieben.  
Seitdem ist es umgekehrt. Tatsächlich hat die Wachstumsorientierung seit 
den 1980er Jahren die Schere zwischen den oberen und den unteren Ein-
kommen weit geöffnet und eine „Umverteilung nach oben“ hervorgebracht, 
die den unteren Einkommensschichten zu wenig zum Leben übrig gelassen 
hat. Nur die Einkommen der obersten 1-10 % der Einkommensbezieher 
sind gestiegen, die der unteren wurden geringer. Die Finanzmarktpolitik hat 
die Expansion des großen Kapitals gefördert, die Steuerpolitik die hohen 
Einkommen begünstigt. Von 1980 bis 2004 ist die Besteuerung der Kapital-
einkommen in Deutschland um 20 % gesunken, die Belastung der Ar-
beitseinkommen mit Lohnsteuer und Sozialabgaben dagegen um 65 % ge-
stiegen.20  
Davor, bis in die 70er Jahre, hatte es in den USA seit dem New Deal21 und in 
Deutschland seit dem Ende des 2. Weltkriegs eine Verteilungspolitik gege-
ben, die den Massenwohlstand erhöht hat, weil sie dafür sorgte, dass die 
obersten Einkommen einen im Vergleich zu den 1920er Jahren geringeren 
Anteil vom Volkseinkommen bekamen. Ab 1980 aber bewirkte die Verbin-
dung der neoliberalen Wirtschaftsdoktrin mit dem Rollback-Interesse des 
großen Kapitals,22 dass das Wachstum von der Expansion des Finanzkapitals 
getrieben und die Verteilung ungleicher wurde.  
Eine konsequente Nachhaltigkeitspolitik dagegen, zumal auf dem hohen 
Wohlstandsniveau der Industrieländer, erlaubt eine gerechtere Verteilung. 
Denn sie vermeidet Externalisierung und Reboundeffekte (vgl. 1.4), redu-
ziert also die überhöhten Gewinne, und verringert die Einkommensunter-
schiede durch eine Kombination von Wettbewerbs- und Finanzpolitik (vgl. 
3.2-3), die dafür sorgt, dass die Bezüge der Spitzenverdiener nicht in den 
Himmel wachsen, und dass sie gemäß ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit, 
also progressiv besteuert werden. Beides zusammen kann ohne Wirtschafts-
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wachstum den Massenwohlstand zumindest in dem Maße erhöhen, dass für 
die Geringverdiener auch bei kürzerer Erwerbsarbeit genug zum Leben 
bleibt.  
Zudem wird eine konsequente Nachhaltigkeitspolitik die Lebens- und Um-
weltqualität steigern und auch dadurch das Statusstreben mildern, das von 
oben nach unten die Aufwandskonkurrenz antreibt.23 Wenn Menschen das 
Notwendige zum Leben haben, eine gesicherte Partizipation am Erwerbsle-
ben, befriedigende Arbeitsbedingungen, erfüllende Tätigkeiten außerhalb des 
Berufs, eine gesundheitsfördernde Gestaltung der Infrastruktur, Zeit für 
menschliche Beziehungen, ein Bewusstsein geschützten Klimas und gesun-
der Umwelt, und wenn die Verteilung der Einkommen als halbwegs gerecht 
empfunden werden kann, so haben die materiellen Befriedigungen im Kon-
sum weniger kompensatorische Funktion, und vielleicht verliert sogar der 
Glaube an die Abhängigkeit vom Wachstum seine Suggestionskraft.  

2.4 Ohne Wachstum keine Soziale  Sicherung? 

Auch dieses Argument führt in die Irre. Im Gegenteil spricht viel dafür, dass 
die Kosten des derzeitigen Gesundheitssystems, der derzeitigen Arbeitslosig-
keit und der derzeitigen Sozialen Sicherung auch bei permanentem Wach-
stum nicht mehr lange zu finanzieren sein werden. Gerade das Beharren auf 
dem bisherigen Wachstumsmuster lässt sie schneller steigen als die Einnah-
men:  
Die Kosten der Arbeitslosigkeit sind hoch, weil zu viele Arbeitswillige keine 
Beschäftigung finden. Das liegt im Grunde daran, dass die Hoffnung auf 
Wachstum der Politik die Anstrengungen einer aktiven Umverteilung er-
spart. Deshalb gibt es keine realistische Beschäftigungspolitik, die die Le-
bensarbeitszeit bei einem Defizit an Arbeitsplätzen senkt und bei einem De-
fizit an Arbeitskräften erhöht (2.2). Und deshalb versagt die Bildungspolitik 
vor der Aufgabe, auch für Kinder aus „bildungsfernen“ Bevölkerungsschich-
ten Gleichheit der Bildungschancen herzustellen und sie dadurch vor dem 
Risiko der Minderqualifizierten zu bewahren, in den Arbeitsprozess gar nicht 
aufgenommen zu werden. Schuld daran sind das die Kinder der Ober- und 
Mittelschicht begünstigende dreigliedrige Schulsystem, die Reste des lehrer-
zentrierten Frontalunterrichts, die unterentwickelte Ganztagsbetreuung in 
der schulischen und vorschulischen Erziehung, die unzureichende Anzahl 
von Kindergartenplätzen, die fehlerhafte Integration von Migranten. All das 
ist nur mit viel Engagement gegen große Widerstände zu ändern. Auf Milde-
rung durch Wachstum zu hoffen, ist viel einfacher.   
Das Gesundheitssystem ist zu kostspielig, weil die Gesundheitspolitik nicht an 
der Schaffung gesundheitsfördernder Lebensbedingungen orientiert ist, wie 
es die Weltgesundheitsorganisation seit ihrer Gründung empfiehlt, nicht am 
Gesunderhalten durch aktives, präventives Verhalten der Menschen, das 
mindestens ein Drittel der heutigen Kosten einsparen könnte, sondern am 
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passiven Kuriertwerden durch Einsatz von Apparaten und Medikamenten. 
Zum Wirtschaftswachstum trägt die Produktion und kostenpflichtige Ver-
wendung von Sachgütern natürlich weit mehr bei als die eigentätige Präven-
tion durch gesunde Ernährung, ausreichende Bewegung usw.; das ist der ei-
gentliche Grund für das Ausufern der Kosten.  
Was die Soziale Sicherung betrifft, so wird die Zahl der Sozialausgabenemp-
fänger durch die mit dem Wachstum einhergehende ungleichere Verteilung 
der Einkommen und der Bildungschancen erhöht. Die Verbilligung der Gü-
terproduktion durch Abwälzen von Kosten auf die Gemeingüter überhöht 
zwangsläufig die Konsumansprüche – und damit Einkommensabhängigkeit 
– auch der Empfänger von Sozialausgaben. Die Kosten der Alterssicherung 
würden durch die demographische Entwicklung weniger aufgebläht als man 
heute erwartet, wenn ältere Arbeitnehmer auch über 67 noch in sinnvoller, 
d.h. ihre Erfahrungen nutzender und auf ihr Alter Rücksicht nehmender 
Weise in den Erwerbsprozess bzw. in die informellen Tätigkeiten einbezogen 
blieben, und wenn die Betreuung alter Menschen in Systeme der freiwilligen 
Bürgerarbeit einbezogen würde, z.B. indem wie in Japan „die Stunden, die 
ein Freiwilliger bei der Pflege oder Unterstützung alter Menschen zubringt, 
auf einem ‚Zeitkonto’ gutgeschrieben werden“ und der Freiwillige mit sei-
nem Guthaben „die normale Krankenversicherung ergänzen“ kann.24   
Mit einem Wort: Bei konsequenter Nachhaltigkeitspolitik würde der Sozial-
staat besser finanzierbar als bei Wirtschaftswachstum, denn diese Politik be-
endet den Substanzverzehr des Natur- und Sozialkapitals, indem sie Pro-
blemlösungen fördert, die nicht im passiven Konsum von Behandlung, Un-
terhaltung und Versorgung bestehen, nicht im Gebrauch von Apparaturen 
und Einnehmen von Präparaten, sondern in der Heranziehung und Befähi-
gung möglichst vieler zu Eigentätigkeit und Kooperation.25 Dazu muss man 
Widerstände gegen Umverteilung, gegen gleiche Bildungschancen, gegen ge-
sundheitsfördernde Lebensweisen, gegen kürzere Erwerbszeiten u.a. m. ab-
bauen. Und das ist freilich mühsamer als sich auf immerwährendes Wach-
stum zu verlassen.   

2.5 Ohne Wachstum keine Ti lgung der  Staatsschulden? 

Es gehört zur elementaren ökonomischen Logik, dass die Politik eine dar-
niederliegende Konjunktur nur dann finanzpolitisch durch schuldenfinan-
zierte Ausgaben und geldpolitisch durch Erhöhung der Geldmenge ankur-
beln darf, wenn sie sicher sein kann, dass erstens dadurch die Nachfrage, die 
Produktion, die Einkommen und die Steuereinnahmen so belebt werden, 
dass die Verschuldung wieder getilgt und die Geldmenge wieder verringert 
werden kann, und dass zweitens die antizyklische Rückführung von Schulden 
bzw. Geldmenge tatsächlich erfolgen wird. 
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Die Wachstumsfixierung hebelt diese Logik aus, weil sie das Wirtschafts-
wachstum als unerlässlich betrachtet und so fest damit rechnet, dass sie es 
über beide Bedingungen stellen zu können glaubt.  
• Im Fall Griechenlands wurde die erste Bedingung mißachtet, weil die 

griechische Regierung über Jahre die gesamtwirtschaftliche Nachfrage mit 
Hilfe von Staatsschulden belebte, obwohl ihr die Kraft fehlte, für ausrei-
chende Steuereinnahmen zu sorgen; aber auch weil Deutschland in letzter 
Zeit durch Exportüberschuss und Dämpfung der Binnen-Nachfrage – al-
so auch der Importe aus Griechenland – die griechische Wirtschaftskraft 
zusätzlich geschwächt hat. Die Staatsschulden Griechenlands sind inzwi-
schen so hoch, dass fraglich wurde, ob das Land die nächsten Tilgungsra-
ten würde aufbringen können. Um der einsetzenden Spekulation gegen 
den Euro den Wind aus den Segeln zu nehmen, verabredeten die europäi-
schen Regierungen 2010 ein Hilfspaket für die Rückzahlung der griechi-
schen Staatsschulden, für dessen Finanzierung sie neue Schulden in gro-
ßem Umfang aufnehmen müssen, d.h. sie gaben die Verantwortung an ih-
re Steuerzahler weiter statt an die Gläubiger wie bei einer Insolvenz.  

• Wo aber die erste Bedingung einigermaßen erfüllt ist, macht die Wachs-
tumsfixierung regelmäßig die zweite zunichte, indem sie eine weitere Stei-
gerung der Staatsausgaben dringlicher erscheinen lässt als die Tilgung der 
Schulden, und eine Fortsetzung der „Politik des leichten Geldes“ dringli-
cher als die Rückführung der Geldmenge. So sind die Staatsschulden im 
letzten Halbjahrhundert ständig angestiegen. Auch in Deutschland hatten 
sie bereits vor der Finanzkrise ein solches Ausmaß angenommen, dass die 
Große Koalition noch einen ernsthaften Versuch machte, wenigstens kei-
ne neuen Schulden mehr aufzunehmen.  

• Diese Absicht wurde nicht mehr verwirklicht, weil ab 2008 in der westli-
chen Welt die Finanzblase platzte und die Regierung sich veranlasst seh, 
für die Sanierung der Banken neue Schulden zu machen. Die Finanzblase 
wiederum hatte sich aufgebläht, weil die Politik die erste Bedingung außer 
Kraft gesetzt hatte, indem sie das Potential der Banken zur Kreditschöp-
fung übermäßig ausweitete (oben 1.1) und in den USA zudem das Zen-
tralbankgeld im Übermaß vermehrte. Am Platzen der Blase war die Politik 
also nicht unschuldig. Dass sie den Banken zu Hilfe kam, war nicht zu 
vermeiden. Dies aber geschah in einer Weise, dass nun auch die zweite Be-
dingung außer Acht gelassen wurde. Sie hätte erfordert, das aufgeblähte 
Finanzkapital zu dezimieren, indem es zur Tilgung der dubiosen Kredite 
mit herangezogen wurde. Doch dazu war die Politik bereits allzu tief in 
das Wachstum des Finanzkapitals verstrickt.  

Je mehr sie dieses seit 1980 förderte, desto weniger konnte die Realwirtschaft 
den ansteigenden Bedarf an ertragreichen Anlageprodukten decken. Seitdem 
strebt das Finanzkapital danach, seine Renditen über den Staat zu erzielen:  



 18 

Es hat sich Finanzmarktprivilegien (zu geringe Eigenkapitalunterlegung für 
Bankkredite und spekulative Käufe, zu wenig Kontrollen und Pflichten, zu 
viel Freiheit für spekulative Transaktionen und intransparente Finanzpro-
dukte) verschafft, die die Finanzkrise verursacht haben.  
Es hat Größenprivilegien erlangt (Fehlen wirksamer Schranken für das Ent-
stehen „systemrelevanter“ Unternehmensgrößen durch Beteiligung, Zukauf, 
Fusionen), die den Staat zur Rettung des Bankensystems zwangen.  
Es ist durch den Kauf der Anleihen und den Bezug der Zinsen der größte 
Nutznießer an den Staatsschulden.  
So hat es Einfluss genug, ständig die Angst der Politik davor zu schüren, 
dass es künftig mit Zurückhaltung reagieren könnte, wenn es mit staatlichen 
Forderungen und Eingriffen belastet wird.  
Das bringt die Politik in ein Dilemma. Sie kann die Verpflichtungen, die sie 
zur Sanierung der faulen Bankkredite und nun auch zur Sicherung der grie-
chischen Schuldentilgung eingegangen ist, aus dem geringen Wirtschafts-
wachstum, das für die Industrieländer noch erreichbar ist, nicht erfüllen. 
Stattdessen müsste sie 
• zusätzliche Steuereinnahmen erzielen,  
• sich aus der Abhängigkeit vom Finanzkapital befreien 
• und dieses zur Sanierung der Banken mitheranziehen.  
Alle drei Lösungen sind erschwert, weil ihnen die Interessen des Finanzkapi-
tals entgegenstehen. Die Steuereinnahmen können durch eine Steuer auf Fi-
nanztransaktionen (Tobin-Steuer) zwischen professionellen Anlegern erhöht 
werden, wenn zumindest die größeren europäischen Länder darin einig sind, 
und durch Rückkehr zu dem Prinzip, die hohen und höchsten Einkommen 
gemäß ihrer Leistungsfähigkeit zur Finanzierung der Staatsausgaben heran-
zuziehen (Erhöhung der Steuerprogression, Verstopfung der Schlupflöcher, 
Austrocknung der Steueroasen); bei den Steuersätzen von 1960 wären die 
deutschen Steuereinnahmen um mehr als 100 Mrd. € pro Jahr höher.  
Um den Staat aus der Abhängigkeit vom Finanzkapital zu befreien, müsste die 
Politik die Finanzmärkte so wirksam re-regulieren, dass mindestens die Kre-
ditfinanzierung spekulativer Käufe eingeschränkt, der Leerverkauf untersagt, 
der Kauf von Kreditausfallversicherungen an den Besitz der Versicherung 
gebunden, die Transparenz gebündelter Wertpapiere gesichert, der Derivate-
handel börsenpflichtig gemacht, die Rating-Agenturen kontrolliert, die Ver-
lagerung des Bankgeschäfts in Zweckgesellschaften unterbunden, das kom-
merzielle Bankgeschäft vom Investmentbanking getrennt und den Bankkre-
diten eine progressiv zur Konjunkturentwicklung steigende Eigenkapital-
unterlegung vorgeschrieben wird.26  
Und das Finanzkapital selbst müsste zur Sanierung angeschlagener Regierun-
gen und Banken herangezogen werden, im Fall Griechenlands durch Ver-
zicht der Gläubiger auf einen Teil jedes Schuldtitels, so dass sie mit der 
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Rückzahlung des verbleibenden Teils wieder vertrauensvoll rechnen könn-
ten, im Fall der Bankenkrise z.B. durch Umwandlung von Anleihen in Ei-
genkapital, indem der Gesetzgeber insolvente Banken veranlasst, auf der 
Passivseite ihrer Bilanz die bisherigen Aktien abzuwerten und stattdessen 
eine Anzahl von Anleihen und Einlagen in Eigenkapital umzuwandeln.27 So 
würde das Finanzkapital selbst den Banken das neue Eigenkapital zur Verfü-
gung stellen, das für künftige Kreditvergabe notwendig ist. Auch eine Ausla-
gerung schlechter Risiken in „Bad Banks“ sollte diesem Prinzip folgen: Eine 
gefährdete Bank wird im Verhältnis ihrer guten und schlechten Risiken in 
zwei Banken geteilt, so dass die Bad Bank auch einen Teil jedes guten und 
die Good Bank einen Teil jedes schlechten Anspruchs übernimmt. Jeder An-
teilseigner hat dann Aktien der Guten und der Schlechten Bank, jeder haftet 
anteilig für die von der Bank eingegangenen Risiken. Kommt es zur Insol-
venz Schlechter Banken, so ist das von den Aktionären verkraftbar, und die 
guten Banken werden aus eigener Kraft saniert.28  
Keines der drei Maßnahmenpakete ist davon abhängig, dass die Gesamtwirt-
schaft wächst. Jedes wird vom Finanzkapital gleichsam mitfinanziert und ist 
nur gegen dessen Interventionen durchzusetzen. Bis Mitte Mai 2010 haben die 
Regierungen es vorgezogen, lieber die Steuerzahler zu belasten. Vielleicht 
gelingt es dem Druck der Öffentlichen Meinung, daran noch etwas zu än-
dern.   

III. Bedingungen für Nachhaltigkeit 

3.1 Sozialbindung des  Kapita le igentums 

Was uns daran hindert, das Wachstumsziel durch Nachhaltige Entwicklung 
zu ersetzen, sind vor allem die Vorschriften, Vorstellungen, Institutionen 
und Gewohnheiten, denen unser Handeln folgt. Das beginnt mit der Eigen-
tumsgarantie des § 903 BGB: Bisher kann der Eigentümer mit seiner Sache 
so verfahren, wie es ihm beliebt, und dabei andere von jeder Einwirkung 
ausschließen. Er kann klimaschädliche Gase emittieren, weil das Kosten 
spart, kann neue Kohlekraftwerke planen, weil ihm das mehr Gewinn bringt 
als Solarenergie, kann Investitionen in gesundheitsfördernde Arbeitsbedin-
gungen unterlassen u.v.m. Kurz: Es steht ihm frei, sein Vermögen auch dann 
zu mehren, wenn das auf Kosten seiner natürlichen und sozialen Mitwelt 
geht. Das gilt erst recht für das Finanzkapital. Sein Geld kann jeder mög-
lichst ertragreich anlegen, gleichgültig ob die Firma, deren Aktien er hält, 
trotz guten Geschäftsgangs Arbeitnehmer entlässt, um den Gewinn zu stei-
gern, oder ob der Staat, dessen Anleihen er kauft, den Raubbau an Regen-
wäldern zulässt.  
Nachhaltige Entwicklung wird sich erst durchsetzen, wenn die allgemeine 
Verpflichtung gilt, dass der Gebrauch des Eigentums sozial- und umweltver-
träglich sein muss, weil er sonst gegen die Erkenntnis verstößt, dass die na-
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türliche und die soziale Mitwelt weitgehend aus Gemeingütern bestehen, de-
ren Nutzung allen zusteht, bis hin zu den künftigen Generationen. Das Pri-
vateigentum reicht in den Bereich des Gemeineigentums hinein, wenn es 
z.B. in der Verfügung über ein Grundstück oder eine Erdölquelle besteht 
oder zu Entscheidungen über betriebliche Arbeitsbedingungen berechtigt. 
Die Bodenschätze, die Atmosphäre, die Gesundheit der Arbeitenden sind 
Gemeingüter.  
Artikel 14 Absatz 2 des Deutschen Grundgesetzes fordert den Gesetzgeber 
auf, das Recht am Privateigentum so zu regeln, dass sein Gebrauch zugleich 
dem Wohl der Allgemeinheit dient. Ähnlich sagt die Grundrechte-Charta der 
EU in Artikel 17: „Die Nutzung des Eigentums kann gesetzlich geregelt 
werden, soweit dies für das Wohl der Allgemeinheit erforderlich ist,“ und 
ergänzt in Artikel 37, dass gemäß „dem Grundsatz der nachhaltigen Ent-
wicklung“ ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Um-
weltqualität sichergestellt werden müssen.  
Beide, der deutsche und der europäische Gesetzgeber, sind dieser Aufforde-
rung in manchen Bereichen bereits gefolgt. Im Mietrecht und im Arbeits-
recht, im Verbraucherschutz und bei der Mitbestimmung der Arbeitnehmer, 
im Natur- und Umweltschutz ist der beliebige Gebrauch des Eigentums 
punktuell bereits eingeschränkt. Im übrigen aber gilt „business as usual,“ und 
das bedeutet, dass das Kapitaleigentum von der Sozialbindung weitgehend 
ausgenommen ist. Sozialbindung steht im Widerspruch zum Primat der Ka-
pitalakkumulation. Erst wenn dieser Widerspruch zugunsten der Sozialbin-
dung aufgehoben ist, kann die nachhaltige Entwicklung sich durchsetzen.  
Das Aktiengesetz z.B. verpflichtet den Vorstand allein auf die Mehrung des 
Vermögens der Aktionäre. Im Interesse nachhaltiger Entwicklung sollte er 
mit gleichem Nachdruck auf den Schutz der naturgegebenen und der gesell-
schaftlichen Gemeingüter verpflichtet werden, die unsere Lebens- und Pro-
duktionsgrundlagen bilden. Das käme einer Verpflichtung gleich, eine Ex-
ternalisierung von Kosten auch dann zu unterlassen, wenn sie nicht explizit 
verboten ist. Erst dann kann er sich vor den Aktionären dafür rechtfertigen, 
dass er Umweltschutzinvestitionen anordnet, die Arbeitsbedingungen ver-
bessert oder durch Arbeitszeitverkürzung Entlassungen vermeidet. Die Wirt-
schaftsprüfung müsste auch die Erfüllung von Nachhaltigkeitszielen erfas-
sen, und die Zivilgesellschaft gewänne eine Chance, das Unternehmen daran 
zu erinnern, dass es auf nachhaltige Entwicklung verpflichtet ist. 
Ein anderes Beispiel: Banken müssten bei der Vergabe von Krediten auch 
auf die ökologische Qualität der damit finanzierten Investitionen achten, was 
sie heute weit von sich weisen. Und die Anlageberatung der Banken, Fonds-
gesellschaften usw. muss im Kreditwesengesetz und im Investmentgesetz 
verpflichtet werden, Sparer und Investoren anhand eines zertifizierten Nach-
haltigkeitsrating darüber zu informieren, wieweit die empfohlenen Anlage-
produkte die Kriterien der Natur- und Sozialverträglichkeit erfüllen. Ohne 
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gültige und verlässliche Informationen können Geldanleger die ethische 
Pflicht nicht erfüllen, ihr Kapital nur zugunsten nachhaltig wirtschaftender 
Unternehmen bzw. Staaten einzusetzen. Und ähnlich wie die Versicherungs-
gesellschaften rechtliche Bestimmungen zugunsten einer sicheren Anlage der 
Versicherungsgelder erfüllen müssen, könnten sie und ebenso die Pensions- 
und Investmentfonds etc., die mehr als 50% der börsennotierten Aktien hal-
ten, auch auf Kriterien einer nachhaltigen Geldanlage verpflichtet werden. 
Nimmt man hinzu, was oben über die Sicherung nachhaltigen Wettbewerbs, 
über die Verteilungspolitik und die Gewährleistung außenwirtschaftlichen 
Gleichgewichts gesagt wurde, so wird deutlich, dass es zur Sozialbindung des 
Kapitaleigentums keiner Revolution bedarf. Es bedarf einer Vielfalt von Re-
geln, die in der Summe eine nachhaltigkeitsfördernde Wirtschaftsstruktur 
herbeiführen. Eine konsequente Nachhaltigkeitspolitik wird im Effekt den 
Vorrang der Kapitalakkumulation aufheben, der bisher der nachhaltigen 
Entwicklung im Wege steht. Die Elemente dieser Politik sind in den folgen-
den Abschnitten skizziert. 

3.2 Nachhalt iger  Wettbewerb 

Bis heute schützt das Wettbewerbsrecht Wettbewerber auch dann, wenn sie 
sich durch Externalisierung Vorteile gegenüber jenen Konkurrenten ver-
schaffen, die die Kosten für die Erhaltung der genutzten Gemeingüter selbst 
tragen. Externalisierung bedeutet, dass Betriebe und Haushalte von ihren Le-
bens- und Produktionsgrundlagen, den Gemeingütern, mehr verbrauchen als 
diese selbst regenerieren können, und sich mit dem Gegenwert der unterlas-
senen Rationierung bzw. Reinvestition bereichern. Das verfälscht den Wett-
bewerb, denn die Einsparung der Kosten verbessert die Absatzchancen der 
Unternehmen und erhöht die Kaufkraft der Konsumenten nicht aufgrund 
höherer Marktleistung, sondern einer  ersatzlosen Verminderung von Bo-
denschätzen oder Fischbeständen, einer Beeinträchtigung des Klimasystems 
oder der menschlichen Gesundheit, einer Übernutzung oder Umwidmung 
von Ökosystemen. Kurz: Solange das Wettbewerbsrecht die Externalisierung 
von Kosten stillschweigend erlaubt, lässt es den Raubbau an Gemeingütern 
fälschlich als Marktleistung erscheinen.  
Um das zu vermeiden, sollte Externalisierung in die verbotenen Wettbe-
werbshandlungen nach § 4 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
aufgenommen werden. Das Gesetz sollte bestimmen, dass auch derjenige 
unlauter handelt, der sich durch Abwälzung von Kosten auf Umwelt und 
Gesellschaft Vorteile gegenüber Mitbewerbern verschafft. Eine entspre-
chende Vorschrift gehört auch in die „Schwarze Liste“ der Richtlinie 
2005/29/EU über unlautere Geschäftspraktiken im Binnenmarktverkehr. 
Beide Gesetze sollen ja verhindern, dass Unternehmen die Nachfrager durch 
bloß vorgespiegelte eigene Leistungen für sich gewinnen. Ein durch Schädi-
gung von Gemeingütern erreichter Marktvorsprung ist in diesem Sinn nicht 
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weniger unlauter – und dem Allgemeinwohl sogar noch abträglicher – als 
z.B. Täuschung durch irreführende Werbung oder Ausnutzung von Uner-
fahrenheit.  
Wenn Externalisierung als unlauter gilt, können zuwiderhandelnde Unter-
nehmen mit Hilfe der Zentralstelle zur Bekämpfung wegen unlauteren Wett-
bewerbs von Mitbewerbern verklagt werden, die sich beispielsweise für die 
Produktion eines klimaverträglichen Autos entscheiden wollen, das notwen-
digerweise entweder leichter, langsamer, weniger komfortabel, oder aber teu-
rer werden muss als ein vergleichbares Modell der externalisierenden Kon-
kurrenz, mit diesem aber nicht konkurrenzfähig ist.  
Flankierend sollten Vereinbarungen zwischen Unternehmen, die einander 
eine Internalisierung von Kosten zusichern, die sie bisher abgewälzt haben, 
vom Kartellverbot des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen – und 
analog dazu vom Artikel 81 (3) des EU-Vertrags – ausgenommen werden. 
Das GWB soll Gewinnsteigerungen durch Ausschaltung von Preisunter- und 
Qualitätsüberbietung verhindern. Es nimmt aber Verabredungen zur Ver-
besserung der Produktion bzw. des Angebots vom Kartellverbot aus. Eine 
Ausnahme muss deshalb auch für Verabredungen gelten, externalisierte Ko-
sten künftig selbst zu tragen.  
Diese zentralen Änderungen des Wettbewerbsrechts haben naturgemäß eine 
beträchtliche Verteilungswirkung, denn sie schließen den Überkonsum und 
die Übergewinne aus, die bisher durch Externalisierung entstehen. Wer sich 
das vor Augen führt, wird besser verstehen, warum Nachhaltigkeitspolitik 
nicht energisch und konsequent durchgesetzt wird; denn sie würde tief in die 
primäre Verteilung der Einkommen auf dem Markt eingreifen und die Kapi-
talrenditen fühlbar verringern. So kann die Wettbewerbspolitik das Ihre dazu 
beitragen, die Sozialbindung des Kapitaleigentums zu verwirklichen und den 
Primat der Kapitalakkumulation auszuhebeln.  

3.3 Gerechte  Verte i lung 

Selbst naturverträgliche Produktion ist nur nachhaltig, wenn die Nachfrage 
nach den Produkten nicht soweit steigt, dass sie den Fortschritt an Ressour-
ceneinsparung wieder zunichte macht. Der Reboundeffekt ist weder durch 
Vorschriften für nachhaltigen Wettbewerb noch durch Appell an nachhalti-
gen Konsum zu verhindern, weil er nicht vom Verhalten des einzelnen Un-
ternehmens oder Konsumenten abhängt, sondern vom Verhalten aller. Des-
halb muss die Verpflichtung zur Reinvestition in die gebrauchten Gemeingü-
ter durch Rationierungsstrategien ergänzt werden, wie oben (1.4) dargelegt. 
Verteilungsgerechtigkeit zwischen den lebenden und den künftigen Genera-
tionen gibt es nur, wenn die Gemeingüter ebensogut gegen Übernutzung 
und Zerstörung geschützt sind wie die privaten Güter. 
Wer sich die zur Erhaltung der Gemeingüter notwendigen Maßnahmen ver-
gegenwärtigt, kann selbst ausrechnen, dass das bisherige Wirtschaftswachs-
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tum wesentlich darauf beruht, dass die Maßnahmen nicht angewandt wur-
den. Bei nachhaltiger Entwicklung ist dem Wachstum eine weit engere 
Grenze gesetzt als bei ungehemmtem Substanzverzehr. Diese Grenze wird 
auch durch eine Expansion des Finanzkapitals, die sich über die Entwicklung 
der realen Produktion erhebt, nur scheinbar und nur vorübergehend erwei-
tert. Doch die letzte Finanzblase hat eine Umverteilung der Einkommen von 
unten nach oben hinterlassen, die massiven Schaden anrichtet.   
Deshalb muss auch die Verteilung der Einkommen der Tatsache angepasst 
werden, dass die nachhaltige Entwicklung in einem weit engeren Korridor 
des Produzierbaren verläuft als er durch den Raubbau an den Gemeingütern, 
namentlich durch die Verschwendung fossiler Energie, vorgezeichnet war. 
Denn wenn man nicht mehr damit rechnen kann, dass Sozialprodukt und 
Volkseinkommen Jahr für Jahr wachsen, dann entfällt auch die Hoffnung, 
dass alle individuellen Einkommen an diesem Wachstum partizipieren. Diese 
Hoffnung hat der Politik bisher einen Vorwand gegeben, zunehmende Un-
gleichverteilung lange zu tolerieren. Bei nachhaltiger Entwicklung wird das 
nicht mehr möglich sein.  
Dann wird nicht erst die sekundäre Einkommensverteilung durch steuerliche 
Redistribution, sondern wie schon bei der Ausschaltung der Externalisie-
rungsvorteile die primäre Einkommensverteilung auf den Märkten zum Ge-
genstand der Politik. Denn ohne quantitatives Wachstum entfällt die bisheri-
ge Duldung auch der Ertragsvorteile, die auf Machtpositionen beruhen.  
• Diese entspringen entweder der Größe wie die Einkaufsmacht der Han-

delsketten, die Gewinnverschiebungsmöglichkeit der internationalen 
Konzerne, die Hebelwirkung der Kredite bei Firmenübernahmen oder bei 
der Spekulation gegen eine Währung.  

• Oder sie beruhen auf staatlichen Privilegien wie das Geldschöpfungspoten-
tial der Banken, die Aufhebung des Trennbankensystems, das Netzmo-
nopol bei der Energie- und der Verkehrsversorgung,  

• oder auf der Deregulierung und Intransparenz und der damit zusammenhän-
genden Informationsasymmetrie insbesondere auf Finanzmärkten,  

• und nicht zuletzt auch auf den Gesetzen der Aufmerksamkeitsökonomie, die 
den ins Auge fallenden Erfolg überproportional zur Leistung begünstigen 
wie im Internet, wo sich immer deutlicher das sog. Winner-take-all Prin-
zip auswirkt.29  

Steuerungsmaßnahmen, die diese Vorteile neutralisieren können, sind in ei-
ner Wettbewerbsordnung im Prinzip bereits vorgesehen wie z.B. die Fusi-
onskontrolle, werden aber bisher nicht konsequent angewandt. Sie müssen 
überprüft, durchgesetzt und ergänzt werden.  
Das Problem der „systemrelevanten,“ d.h. unverwundbar machenden Größe 
kann z.B. durch ein Verbot für Kapitalgesellschaften gelöst werden, Anteile 
anderer Kapitalgesellschaften zu besitzen,30 und durch die erneute Trennung 
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des Kreditgeschäfts vom Investmentbanking, wie sie sich in den USA bis zur 
Aufhebung des Glass-Steagall Act schon einmal bewährt hatte.31  
Für die Überwachung staatlicher Privilegien gibt es das Vorbild der Mono-
polkontrolle, die den Missbrauch der Marktmacht ausschalten kann, wenn 
sie nur wirksam gehandhabt wird. Markttransparenz herzustellen ist eine 
ständige Aufgabe der Marktpolitik, die auf allen Märkten, denen für Investi-
tions- und Konsumgüter ebenso wie den Rohstoff- und Finanzmärkten, ern-
ster genommen und besser gelöst werden muss als bisher.32 Und die auf Win-
ner-take-all Märkten erzielten Skalenerträge können nach dem Muster der 
Steuerprogression abgeschöpft werden.  
Grundlegendes Prinzip muss es sein, dass das Kapital nicht von dem Prinzip 
ausgenommen wird, dem alle anderen Produktivkräfte unterliegen: dem zy-
klischen Stirb und Werde. Das Prinzip lässt nur solche Einkommensunter-
schiede zu, die mit den Beziehern wieder verschwinden. Das bedeutet auch, 
dass Erbschaften oberhalb eines der jeweiligen Situation angemessenen Frei-
betrages an die Allgemeinheit zurückfallen müssen. 
Wohlgemerkt: Der Leistungsanreiz des höheren Einkommens wird auch für 
die nachhaltige Entwicklung unentbehrlich sein, weil Nachhaltigkeitsfort-
schritte maßgeblich davon abhängig sind, dass die Kreativität und der Ein-
satz der Einzelnen von der Gesellschaft nach den in ihr geltenden Maßstä-
ben anerkannt werden. Allerdings ist es an der Zeit, von der derzeitigen 
Überbewertung der individuellen Leistung abzurücken, die gerade den mate-
riellen Erfolg allein dem Einzelnen zuschreibt, ohne zu beachten, welch gro-
ßen Teil seiner Fähigkeiten und Lebenschancen er der Gesellschaft ver-
dankt.33 Deshalb ist auch dort, wo die Unterschiede in den Einkommen al-
lein von der Marktleistung abhängig sind, eine progressive „Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit“ gerechtfertigt, gleich ob sie am Einkommen 
ansetzt oder am Konsum.34 Sie darf Kapitaleinkünfte nicht gegenüber den 
Arbeitseinkommen begünstigen, und sie muss bei den höchsten Einkommen 
bzw. Konsumausgaben weit höher sein als die jetzigen Spitzensteuersätze. 

3.4 Außenwirtschaf t l i ches  Gle i chgewicht 

Nimmt man das alles zusammen, so wird die Nachhaltige Entwicklung – 
vielleicht zum ersten Mal in der Geschichte – eine Wirtschaftsform hervor-
bringen, die auf Verteilungsgerechtigkeit zwischen den Generationen und 
innerhalb jeder Generation gebaut ist. Und mehr noch: Nachhaltigkeit ver-
langt darüber hinaus eine Balance der Verteilungsrelationen zwischen den 
Regionen, zwischen den Nationen, zwischen den Kontinenten. Die Balance 
der internationalen Verteilung fordert von jeder Volkswirtschaft, dass sie 
außenwirtschaftliche Ungleichgewichte vermeidet, indem sie im wesentlichen 
für den eigenen Bedarf produziert und mit anderen Einheiten lediglich die 
etwa anfallenden Überschüsse tauscht.  
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Diese Maxime hat Aristoteles jeder selbständigen Wirtschaftseinheit mit ei-
gener Produktion, eigenen Grenzen und eigenem Budget (von der antiken 
Hauswirtschaft bis zur modernen Volkswirtschaft) ins Stammbuch geschrie-
ben: Im Gegensatz zum Unternehmen soll sie nicht für den Gewinn produ-
zieren, sondern für den eigenen Bedarf, und soll ein Angewiesensein auf den 
Export von Gütern und Diensten ebenso vermeiden wie eine Abhängigkeit 
vom Import. Ein dauernder Exportüberschuss ist für die Balance der au-
ßenwirtschaftlichen Beziehungen ebenso schädlich wie ein dauernder Über-
schuss der Importe. 
Diese Unterscheidung zwischen den Außenwirtschaftsbeziehungen und den 
Marktbeziehungen ist, wie Polanyi bemerkt, „vielleicht der prophetischste 
Hinweis, der jemals im Bereich der Sozialwissenschaften gegeben wurde.“ 35 
Sie erklärt, warum es ein verhängnisvoller Fehler war, bei der Neuordnung 
des Weltwährungssystems 1944 nicht, wie damals von Keynes vorgeschla-
gen, eine supranationale Reservewährung und eine die Transaktionen zwi-
schen den Staaten abwickelnde Clearing Union einzuführen, die mit Strafzin-
sen für Defizite und Überschüsse für Saldenausgleich sorgt.  
Die USA haben stattdessen auf dem Dollar als Leitwährung bestanden. Ein 
Leitwährungsland muss mehr von der eigenen Währung in Umlauf setzen als 
es für die eigenen Transaktionen braucht. Das bringt es es in Versuchung, 
seine Währung auch zum nationalen Vorteil zu verwenden. Da diese als Re-
servewährung dient, müssen alle anderen ihre eigene Zahlungsfähigkeit si-
chern, indem sie Dollarguthaben und auf Dollar lautende Schuldverschrei-
bungen halten. So kann das Leitwährungsland die weltweiten Ersparnisse an 
sich ziehen und mit dem Geld der anderen den eigenen Importüberschuss 
finanzieren. Das hat es in einem schier unvorstellbaren Maß getan: Seit den 
1980er Jahren ist das Leistungsbilanzdefizit der USA von 20 auf 900 Mrd. $ 
angestiegen, und die Gesamtverschuldung der öffentlichen und privaten 
Haushalte sowie der Banken und Unternehmen wuchs von 1 auf 12 Bill. $; 
sie beträgt jetzt etwa das Vierfache des amerikanischen Sozialprodukts. So-
bald das Vertrauen in den Dollar einbricht, wird die Welt in eine Krise gera-
ten, die noch weit zerstörerischer sein wird als die jetzige.36   
Die Lösung liegt in einer Reform des Weltwährungssystems, die über die 
nationalen Währungen eine globale Währung stülpt; dieser wird die Funktion 
der Reservewährung übertragen.37 Sie könnte vom Weltwährungsfonds ver-
waltet werden, der ja dafür einst gedacht war. Dieser müsste dafür sorgen, 
dass nationale Export- und Import-Überschüsse regelmäßig zurückgeführt 
und vorübergehend auftretende Defizite aus einem gemeinsamen Reserve-
fonds ausgeglichen werden.  
Eine wesentliche Bedingung ist dabei, dass Überschüsse im Export ebenso-
wenig toleriert werden wie im Import: Beide sind gleich schädlich, auch und 
gerade für die nachhaltige Entwicklung.  
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• Hohe Importe in ein Industrieland, zumal aus Niedriglohnländern, haben 
die Tendenz, in den exportierenden Ländern die Abwälzung von Kosten 
auf Natur- und Sozialkapital zu fördern und im Importland den nachhal-
tigen Konsum zu behindern. Sie dürfen nur toleriert werden, wenn die 
exportierenden Länder sich zum schrittweisen Abbau der Externalisie-
rung verpflichten und wenn das Importland durch eigene Exporte dafür 
sorgt, dass kein Leistungsbilanzdefizit entsteht.  

• Hohe Exporte aus einem Industrieland haben die Tendenz, im 
exportierenden Land ein Absinken früherer Wachstumsraten zu 
kompensieren und die Anpassung an die neue Situation zu verzögern. In 
den importierenden Ländern können sie die Entwicklung eigener 
Industrieproduktion behindern, zumal wenn ein Exportland wie zuletzt 
Deutschland die Erlöse nicht dazu nutzt, die eigene Nachfrage zu 
beleben, so dass im Importland wie zuletzt in Griechenland die 
Exportchancen beeinträchtigt sind.       Exportorientierung ist unter keinem Aspekt zu tolerieren, zumal wenn sie 

Entwicklungsländern aufgezwungen wird.  In vielen Ländern des Südens ist 
fruchtbares Land knapp geworden, weil es zunehmend zur exportorientier-
ten Erzeugung von cash crops oder Biorohstoffen genutzt wurde; dadurch 
bleibt für den regionalen Eigenbedarf an Nahrung zu wenig übrig. Die ex-
portorientierte Landnutzung in diesen Ländern geht meist mit industriellem 
Landbau einher, der an die Verhältnisse in den Ländern des Südens nicht 
angepasst ist, weder an die sozialen noch an die Bedingungen der Klimate 
und Böden. Die Folge ist in ökologischer Hinsicht Wasserverknappung, 
verminderte Bodenfruchtbarkeit durch Wasser- und Bodenvergiftung,  Ero-
sion. Ökonomisch führt sie zu fortschreitender Ungleichverteilung zwischen 
Nord und Süd. In sozialer Hinsicht findet eine Verdrängung von Kleinbau-
ern statt, welche die Chancen zum Lebensunterhalt bedroht und zu Migrati-
on und Städtewachstum führt. Und kulturell bleiben vielfältige und eigen-
sinnige Wirtschaftsformen und Naturverhältnisse auf der Strecke, die für 
nachhaltige Entwicklung dringend gebraucht werden.  

3.5 Wohl fahrtsor ient i erung 

Das Sozialprodukt, so wie es heute berechnet wird, ist vollkommen ungeeig-
net, den Stand der nachhaltigen Entwicklung zu messen. Es wurde im 20. 
Jahrhundert in den USA eingeführt, um die gesamtwirtschaftliche Produkti-
onsstruktur auf den Kriegsfall umstellen zu können. Dafür waren die kurz-
fristig produzierbaren Sachgüter und Dienstleistungen maßgebend, die län-
gerfristigen Auswirkungen auf die Lebens- und Produktionsgrundlagen aber 
nicht. Bei nachhaltiger Entwicklung dagegen geht es gerade um deren Erhal-
tung und Kultivierung.  
Also wird das Sozialprodukt korrigiert werden müssen. Auf der einen Seite 
müssen die Ersatzinvestitionen, die lediglich einen früheren Zustand wieder-
herstellen, und der Substanzverzehr, der die Vorräte an nichterneuerbaren 
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Ressourcen vermindert (zusammen gleichsam die gesamtwirtschaftlichen 
Wohlstandskosten), getrennt dargestellt werden, um sie abziehen zu können, 
wenn man Auskunft über die Entwicklung des Nettowohlstands geben will. 
Die Abzüge wären nicht gering. Die Wohlstandskosten in Deutschland 
konnte man für 1960 auf 38 %, für 1990 auf 53 % des Sozialprodukts schät-
zen.38 Auch nach den Berechnungen von Max-Neef ist seit den 1970er Jah-
ren in allen Industrieländern die Schwelle erreicht, von der an nur noch die 
Wohlstandskosten zunehmen, der Nettowohlstand also immer teurer erkauft 
wird.39  
Bei nachhaltiger Entwicklung wird der Substanzverzehr abnehmen, während 
die Ersatzinvestitionen zunehmen. Damit anschaulich wird, dass beides sei-
nen guten Sinn hat, muss das Sozialprodukt auf der anderen Seite durch 
Hinzufügung von Indikatoren qualitativer Wohlfahrt ergänzt werden, die ins 
allgemeine Bewusstsein rufen, wieweit die Qualität des gesellschaftlichen und 
individuellen Lebens (Klima, Luft, Lärm, Beschäftigung, Arbeitsbedingun-
gen, zivilgesellschaftliche Tätigkeiten, Bildungschancen, Gesundheit, Um-
weltqualität, Verteilung usw.) verbessert wurde. Über solche Indikatoren 
wird schon seit längerer Zeit nachgedacht.40 Sie können mit Skalenpunkten 
bewertet werden, so dass ihre jährliche Zunahme ein Urteil darüber möglich 
macht, wie weit und wie befriedigend ein qualitatives Wachstum an die Stelle 
des quantitativen getreten ist.  
Dadurch wird das Umdenken gestützt, das für das Verständnis und die 
Akzeptanz der nachhaltigen Entwicklung nötig ist. Es gilt zu begreifen, dass 
die Qualität des Lebens nur zu einem Teil durch das Kaufen und Nutzen 
von Waren und Diensten gefördert wird, zu einem anderen Teil aber durch 
sinnvolles Tun, durch gesunde Bewegung, Pflege menschlicher Beziehungen, 
nachbarschaftliche Zusammenarbeit, zivilgesellschaftliche Tätigkeit, und 
zum dritten durch die Kultivierung der Umweltbedingungen und der Gesell-
schaftsstruktur. So kann im Bewusstsein der Menschen neben das Geld als 
Voraussetzung für Wohlstand die Zeit als Voraussetzung für Wohlfahrt tre-
ten.  
Der Wachstumsökonom Roy Harrod hat 1958 begründet, warum es in der 
Logik des Wirtschaftswachstums liegt, auf hohem Wohlstandsniveau das Wachs-
tum des Wohlstands durch das der Wohlfahrt abzulösen.41 Stets kann nur 
eine kleine oligarchische Minderheit reich an den Gütern sein, die Fred Hirsch 
später „positional“ nannte,42 weil sie die gehobene Position der Bevorzugten 
symbolisieren, die sich mit den nur begrenzt vermehrbaren Gütern umgeben 
können, wie es direkte persönliche Dienste und durch Natur oder Konventi-
on sehr knappe materielle Güter – Brillantschmuck, Luxuslimousinen, Haute 
Couture – nun einmal sind. Dem oligarchischen Wohlstand stellte Harrod 
den demokratischen Wohlstand gegenüber, der durch die Vermehrung der ma-
teriellen Güter, die sich für Massenproduktion eignen, allen zugänglich ge-
macht werden kann. Einen oligarchischen Lebensstil können sich nur wenige 
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leisten; allerdings können alle davon träumen. Dieser Traum ist das Produkt 
und zugleich die Triebkraft der Wachstumsorientierung.  
Harrods Thema war seine Unerfüllbarkeit. Für die Mehrheit der Menschen 
könne er nichts anderes bewirken, als dass die Bevorzugten nie saturiert und 
die anderen nie mit ihrem Los zufrieden sein werden, sondern stets nach 
dem streben, was die relativ Bessergestellten gerade erreicht haben. Diese 
Tendenz könne zwar unbegrenzt andauern, wenn „Verkäufer und Werbe-
treibende die Wünsche der Konsumenten stets mit immer neuen Verlockun-
gen wachhalten,“ doch müsse man fragen, ob das auf einem hohen Niveau 
der materiellen Zivilisation „eine Lösung des Problems oder nicht vielmehr 
eine Gefahr“ darstelle.43  
Uns Heutigen steht die Gefahr – die Zerstörung der Gemeingüter – unmit-
telbar vor Augen. So können wir Harrods Zukunftsvision, die eine Generati-
on vor ihm auch Keynes skizziert hatte, besser nachvollziehen als seine Zeit-
genossen: Das „ökonomische Problem“ in einem Lande, die relative Knapp-
heit der Ressourcen, wird an dem Tage „weitgehend gelöst“ sein, an dem 
„unsere Mittel zur Einsparung von Arbeit schneller wirken als wir brauchen, 
um neue Verwendungen für Arbeit zu finden,“44 und von da an wird es dar-
um gehen, demokratische Wohlfahrt zu fördern, indem die Erwerbsarbeit 
verkürzt und durch sinnvolle, selbstbestimmte, kultivierende Nichterwerbs-
tätigkeiten ergänzt wird. Diese werden sich zum einen im Zusammenspiel 
von mehr erwerbsfreier Zeit und mehr Bildung entfalten,45 zum anderen 
wird auch im Erwerbsbereich die Arbeit selbstbestimmter,46 insbesondere 
dort, wo ihr Schwerpunkt sich von der Produktion materieller Güter auf Tä-
tigkeiten verlagert, deren Wert weniger durch die materielle Quantität des 
Output als durch „die menschliche Qualität des Input“ bestimmt wird.47 Die 
Gesellschaft muss dann mehr Menschen für die Tätigkeit in Erziehung und 
Bildung angemessen ausbilden, beschäftigen, wertschätzen und besolden, 
weil für alle die gleichen Bildungschancen geschaffen werden müssen, damit 
nachhaltige Entwicklung gelebt werden kann.  
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